
 

 

 

 

 

  



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 





 

Die Senatorin für Finanzen der Freien Hansestadt Bremen hat ifib consult beauf-

tragt, eine öffentliche Online-Konsultation zur Ermittlung des Bedarfs an einer 

pro-aktiven Bereitstellung von offenen Daten durch die bremischen Behörden 

durchzuführen. Das 2006 verabschiedete Bremische Informationsfreiheitsgesetz 

(BremIFG) sieht neben dem Einzelantrag auf Zugang zu amtlichen Informatio-

nen auch eine pro-aktive Veröffentlichungspflicht für eine Reihe von Dokumen-

ten sowie deren Meldung an ein zentrales Informationsregister vor. Dieses wur-

de 2008 eingerichtet und umfasst zur Zeit schon mehr als 26.000 Dokumente 

(http://www. bremen.de/buergerservice/amtliche-informationen).  

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen hat im Juni 2012 in einer Mitteilung an 

die Bremische Bürgerschaft angekündigt, diese pro-aktive Veröffentlichungs-

pflicht auch auf Rohdaten in frei zugänglichen Formaten für eine Weiterverarbei-

tung (“offene Daten”) auszudehnen.1 

Die pro-aktive Bereitstellung von Daten aus den laufenden IT-Verfahren der Be-

hörden ist jedoch sehr viel aufwendiger als die Bereitstellung von Dokumenten. 

Ein Bericht oder ein Plan einer Behörde liegt in der Regel als PDF-Dokument vor, 

und zur Veröffentlichung über das Zentrale Informationsregister müssen ledig-

lich einige Metadaten (Titel, Datum, verantwortliche Stelle, Schlagwörter) sowie 

der jeweilige Ablageort des Dokuments in eine Erfassungsmaske eingegeben 

werden. In einer Studie zur Umsetzung der Veröffentlichungspflicht nach dem 

BremIFG wurde festgestellt, dass bereits dieser Registrierungsvorgang von den 

Behörden teilweise als zu aufwendig empfunden wird, sodass sie angesichts der 

relativ niedrigen Nutzungszahlen des zentralen Informationsregisters ihre Do-

kumente lieber nur auf ihren eigenen Web-Seiten veröffentlichen.2  

Bei Daten im Sinne maschinenlesbarer Zeichen ist der Aufwand für eine pro-

aktive Veröffentlichung demgegenüber sehr viel höher, weil diese Daten vielfach 

in IT-Verfahren erzeugt und verwaltet werden, die nur für geschulte Fachkräfte 

nutzbar und verständlich sind. Auch aus Sicherheitsgründen kommt ein unmit-

telbarer Zugriff auf diese Verfahren von außen nicht in Frage. Es müssen daher 

neben der rechtlichen Prüfung der Zulässigkeit einer Veröffentlichung und Wei-

tergabe Exportroutinen programmiert werden, die exportierten Daten müssen 

dann für den externen Zugriff sicher bereitgehalten und aktualisiert werden und 

häufig sind zusätzliche Erläuterungen erforderlich, damit Außenstehende die 

Zahlenreihen verstehen können.   

Bisher hat sich die Freie Hansestadt Bremen in Bezug auf solche Rohdaten auf 

ein individuelles Nachfrageverfahren beschränkt. Auf www.daten.bremen.de 

kann jeder Datensätze anfordern. Der Stand der Bearbeitung dieser Anfragen 

wird durch Ampelsymbole transparent gemacht.  

Nachdem Hamburg mit seinem Transparenzgesetz eine generelle pro-aktive 

Veröffentlichungspflicht für alle Daten der Hamburgischen Behörden gesetzlich 

                                                      
1 http://www.daten.bremen.de/sixcms/media.php/13/20120626_1_Open+Data.pdf)  
2 http://www.ifib.de/publikationsdateien/ifib_IFG_Umsetzung.pdf 



vorgeschrieben hat, gibt es auch in Bremen im politischen Raum die Forderung 

nach einer entsprechenden Novellierung des BremIFG. In Hamburg wurden für 

diese Öffnung von Daten aus über 50 IT-Verfahren 5,1 Mio. Euro für den Aufbau 

des Informationsregisters und 1.3 Mio. Euro jährlich für dessen Betrieb bereitge-

stellt.3 Ein Haushaltsnotlageland wie Bremen kann es sich jedoch nicht leisten, 

auch nur einen sehr viel geringeren Betrag für die Bereitstellung von Daten zu 

investieren, über deren Nachfrage man nichts weiß. Grundsätzlich ist davon 

auszugehen, dass die Nachfrage nach Rohdaten nicht größer sein wird als die 

nach aufbereiteten und von Menschen lesbaren Dokumenten. 

Daher erschien es sinnvoll, vor konkreten Beratungen über etwaige gesetzliche 

Bereitstellungspflichten für Rohdaten zu versuchen, den aktuellen Bedarf dafür 

zu ermitteln. Politisch erscheint der Aufwand für die Bereitstellung von Rohda-

ten vor allem dann gerechtfertigt, wenn es um Daten geht, von denen ein Beitrag 

zur Verbesserung der Transparenz von Politik und Verwaltung in Bremen zu 

erwarten ist und die Bürgerinnen und Bürger auf diese Weise ihr demokratisches 

Grundrecht der Kontrolle der Regierung besser wahrnehmen können. Welche 

Daten dies sind, können vor allem die Organisationen, Initiativen und Personen 

sagen, die solche Daten verwenden würden, um zu mehr Transparenz beizutra-

gen. Daher wurden sie als Hauptzielgruppe einer solchen Konsultation be-

stimmt. 

Es erschien jedoch nicht sinnvoll, pauschal zu fragen, welche Daten generell be-

reitgestellt werden sollen und so einen unverbindlichen Wunschzettel zu erzeu-

gen. Vielmehr sollte die Konsultation angesichts des erwarteten Aufwands einer 

späteren Umsetzung eine gewisse Verbindlichkeit auf beiden Seiten haben und 

möglichst konkrete Ergebnisse liefern. Dabei wird angenommen, dass sich die 

adressierten Organisationen heute bereits mit Dokumenten der für sie relevanten 

Behörden beschäftigen und gegebenenfalls ein Interesse daran haben, zur kriti-

schen Überprüfung oder zum Vergleich mit anderen Kommunen oder Ländern 

auch die Rohdaten zu erhalten, aus denen diese Dokumente wie der Umweltbe-

richt, der Armuts- und Reichtumsbericht, der Bildungsbericht oder der Subven-

tionsbericht erstellt werden. 

Daher wurden zur Vorbereitung der Konsultation aus dem Register amtlicher 

Informationen sowie den Web-Seiten der senatorischen Behörden die Dokumen-

te ermittelt, die auf Rohdaten basieren sowie Register, Verzeichnisse und Mess-

daten. Diese wurden den senatorischen Behörden und ihren Arbeitsbereichen 

zugeordnet und über Links auch direkt aufrufbar gemacht.  

Die Konsultation  bezog sich dann konkret zu jedem Dokument auf die Frage 

"Mit welchen Daten daraus würden Sie wie und für wen zu mehr Transparenz von  

Regierung und Verwaltung beitragen?"  

                                                      
3 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg: Stellungnahme des Senats zu dem 

Ersuchen der Bürgerschaft vom 13. Juni 2012 „Erlass eines Hamburgischen 

Transparenzgesetzes“, Drucksache 20/9512 vom 1.10.2013 , S. 6 



Daneben bestand die Möglichkeit, Ergänzungen vornehmen, falls jemand in den 

Listen Dokumente oder Daten vermisst, von denen bekannt ist oder vermutet 

wird, dass sie in der Bremischen Verwaltung vorhanden sind. 

Und drittens gab es über einen Link zur Open Data Plattform die Möglichkeit, 

Daten, die nicht mit Dokumenten in Verbindung stehen, über das bereits existie-

rende Verfahren auf der Open Data Plattform anzufordern.   

Um Dopplungen von Vorschlägen für dieselben Daten zu vermeiden, sollten alle 

Vorschläge sofort für alle anderen Interessenten sichtbar sein. 

In der Erwartung, dass eine relative hohe Zahl von Vorschlägen eingehen würde, 

war nach dieser ersten Phase des Sammelns und nach einer Klärung der Mach-

barkeit der Bereitstellung mit den Daten haltenden Stellen eine zweite Phase der 

Konsultation vorgesehen, in der Prioritäten für die zeitliche Reihenfolge der Be-

reitstellung ermittelt werden sollten. 

In der Anlage 1 zu diesem Bericht sind die Startseite mit der Zielsetzung, die 

Darstellung des Ablaufs, eine Beispielseite mit der Übersicht über die Bezugsdo-

kumente sowie die Eingabemaske für Vorschläge in Form von Screenshots wie-

dergegeben. 



 

Im Dezember 2013 wurde eine erste Version der Online-Konsultation mit rund 

600 Bezugsdokumenten mit der Senatorin für Finanzen abgestimmt. Diese vertei-

len sich wie folgt auf die Ressorts: 

 
 Senatskanzlei        44 Dokumente 

 Der Senator für Inneres und Sport     31 Dokumente 

 Der Senator für Justiz und Verfassung    18 Dokumente 

 Die Senatorin für Bildung und Wissenschaft   42 Dokumente 

 Der Senator für Gesundheit     89 Dokumente 

 Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr              122 Dokumente 

 Der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen   70 Dokumente 

 Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  40 Dokumente 

 Die Senatorin für Finanzen     70 Dokumente 

 Der Senator für Kultur        6 Dokumente 

 Ressortunabhängige Einrichtungen      9 Dokumente 

 Magistrat der Stadt Bremerhaven    58 Dokumente 

 

Die Senatorin für Finanzen hat die Ressorts über die Pressesprecher/innen über 

die Konsultation unterrichtet und jedem Ressort die Liste der jeweils zugeordne-

ten Dokumente zugeleitet. Da die Anzahl der Dokumente als Indikator für die 

Transparenz der Ressorts interpretiert werden kann und nicht auszuschließen 

war, dass bei der Vorbereitung publizierte Dokumente übersehen worden sind, 

wurde dabei auch um etwaige Ergänzungen gebeten. Davon ist allerdings kein 

Gebrauch gemacht worden. 

Am 6. März wurde die Konsultation dann mit einem Pressegespräch der Senato-

rin für Finanzen, Bürgermeisterin Karoline Linnert, und dem Projektleiter bei ifib 

consult, Prof. Herbert Kubicek, eröffnet. Gleichzeitig wurden 250 Verbände, Ver-

einigungen und Initiativen in Bremen, aber auch überregional, per E- Mail mit 

einem Link auf die Konsultation hingewiesen und zur Mitarbeit eingeladen. Der 

Weser-Kurier hat am Tag nach dem Pressegespräch in einem Artikel auf die 

Konsultation hingewiesen. Auf bremen.online sind während der Laufzeit unter 

„Aktuelles“ immer wieder Banner mit dem Hinweis auf die Konsultation ge-

schaltet worden, im ifib-Blog wurde dazu eingeladen und Netzwerke wie die 

Open Knowledge Foundation, das Netzwerk Bürgerbeteiligung und andere ha-

ben in ihren Newslettern ebenfalls auf die Konsultation hingewiesen.  

Als zur Mitte der auf vier Wochen angesetzten ersten Konsultationsphase erst 30 

Vorschläge eingegangen waren, erschien ein provokativ angelegter Beitrag im 

ifib Blog, der das Interesse an Rohdaten in Frage stellte, und es wurden mehrere 

relevante Institutionen und Initiativen angeschrieben mit einem Hinweis, welche 

Konsequenzen eine nur geringere Zahl von Vorschlägen für das politische Anlie-

gen der Öffnung von Verwaltungsdaten in Bremen haben würde, und der Bitte, 

ihre Mitglieder nochmals auf die Konsultation hinzuweisen  

Die E-Mail-Einladung und der Blog Beitrag sind in Anlage 2 wiedergegeben. 

http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.1
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.2
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.3
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.4
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.5
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.7
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.8
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.9
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.24
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.145
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.569


 

 

Vom 6. März bis 6. April wurden auf den Seiten der Konsultation unter 

http://www. stateboard.de/opendata/ Zugriffe von 812 verschiedenen Hosts und 

rund 2.500 Besuche (Visits) registriert.  

 

 

In diesen Zahlen sind auch die Besuche von sogenannten Bots (Roboter der 

Suchmaschinen) enthalten. Die Zahl der Besuche von Menschen dürfte bei etwa 

der Hälfte liegen. 

Von einigen angesprochenen Institutionen kam das Feedback, dass die Struktur 

und die Benutzerführung der Konsultation zu kompliziert und wenig verständ-

lich seien und daher Interessenten nicht mitwirken könnten oder wollten. Die 

Differenz zwischen 2.526 Visits der Seiten insgesamt und 1554 Besuchen der Sei-

ten mit den Dokumenten und Vorschlägen zeigt allerdings, dass sich 1.000 Besu-

cherinnen und Besucher die Konsultation angeschaut haben und aus der Einlei-

tung und Darstellung des Ablaufs bereits erkannt hat, dass diese auf Rohdaten 

fokussierte Konsultation für sie nicht relevant ist. Dies deckt sich auch mit der 

Rückmeldung einer Nicht-Regierungsorganisation, die sich für Offene Daten in 

Bremen engagiert. Ihr hat sich erst durch die konkreten Fragen in dieser Konsul-

tation der Unterschied zwischen Dokumenten und Daten erschlossen und sie ist 

zu der Erkenntnis gekommen, dass sie weder über die statistischen noch die 

technischen Kenntnisse verfügt, um mit Rohdaten ihre Arbeit verbessern zu 

können. 

Von den 1.554 Besucherinnen und Besuchern des Vorschlagsbereichs, ohne Bots 

vermutlich 700 - 800 Menschen, sind nur 81 Vorschläge gemacht worden. Dies 

entspricht zunächst der häufiger festgestellten Relation von 10:1 zwischen lesen-

den und schreibenden Nutzungen. Hier können auch die Komplexität der Dar-

stellung und Mängel in der Nutzungsführung dazu geführt haben, dass jemand 

abgebrochen hat. Im Durchschnitt wurden pro Besuch des Vorschlagsbereichs 

sieben Seiten aufgerufen. Es gab sicher auch Besucherinnen und Besucher, die 

einen Bedarf haben und gesehen haben, dass andere schon einen entsprechenden 

Vorschlag gemacht haben.  

Die Nachfrage nach Datensätzen im engeren Sinne ist noch niedriger. In der Ge-

samtzahl von 81 sind nämlich auch 26 Vorschläge für zusätzliche Dokumente 

enthalten, teilweise ohne Bezug zu den Rohdaten, auf denen diese beruhen. Dies 

gilt z. B. für Vorschläge zur Bereitstellung von Verträgen. Insgesamt sind nur 

72 Vorschläge für Rohdaten zu Dokumenten oder aus bestehenden Registern 



gemacht worden. Diese Zahl liegt unter den Erwartungen,4 aber deutlich über 

der Anzahl der Vorschläge auf dem Bremer Datenportal. Dort sind inhaltlich 

vergleichbar von November 2011 bis zum 22. April 2013 nur 52 konkrete Vor-

schläge für offene Daten registriert worden (http://www.daten.bremen.de/ 

sixcms/detail.php? gsid=bremen 236.c.6491.de&id=6491&skip=0&max=-1). 

Bemerkenswert ist die sehr ungleiche Verteilung der Vorschläge über die Res-

sorts: Allein 48 Vorschläge (= 66 %) betreffen die Arbeitsbereiche des Senators für 

Umwelt, Bau und Verkehr, davon 25 konkret die Dienststelle Geoinformation 

Bremen. 

Insgesamt verteilen sich die Vorschläge, inkl. zusätzlicher Dokumente, wie folgt 

auf die Ressorts: 

 
 Senatskanzlei         2 Vorschläge 

 Der Senator für Inneres und Sport      2 Vorschläge 

 Der Senator für Justiz und Verfassung     2 Vorschläge 

 Die Senatorin für Bildung und Wissenschaft    7 Vorschläge 

 Der Senator für Gesundheit      3 Vorschläge 

 Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr    48 Vorschläge 

 Der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen    0 

 Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  4 Vorschläge 

 Die Senatorin für Finanzen      8 Vorschläge 

 Der Senator für Kultur       2 Vorschläge 

 Ressortunabhängige Einrichtungen     0 

 Magistrat der Stadt Bremerhaven     3 Vorschläge 

 

Die vollständige Liste der eingegangen Vorschläge für Datensätze und für zu-

sätzliche Dokumente ist in Anlage 3 dokumentiert. Die grau hinterlegten Vor-

schläge beziehen sich auf Dokumente oder sind so unspezifisch, dass sie nicht als 

Vorschlag im Sinne der Konsultationsziele gewertet werden können. 

Bemerkenswert ist noch, dass weder Spam noch unangemessene Äußerungen zu 

verzeichnen waren, also alle Vorschläge ernst gemeinte und daher auch ernst zu 

nehmende Beiträge sind. 

 

                                                      
4 Es gibt keine direkt vergleichbaren Zahlen aus ähnlichen Konsultationen. Die Stadt 

Bonn hat vom 1.6.2013 bis zum 31.3.2014 bei einer per E-Mail zu adressierenden Daten-

Wunschliste 96 Vorschläge erhalten. 

(http://www.bonn.de/rat_verwaltung_buergerdienste/aktuelles/open_data/01727/ index. 

html lang=de) 

http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.1
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.2
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.3
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.4
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.5
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.7
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.8
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.9
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.24
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.145
http://www.stateboard.de/opendata/abstimmung.cfm/level.569


 

Aus den geschilderten Ergebnissen der ersten Konsultationsphase können die 

folgenden Schlussfolgerungen gezogen und Empfehlungen gegeben werden: 

 

1. Verzicht auf die vorgesehene zweite Phase der Konsultation 

Angesichts der geringen Zahl von Vorschlägen bei den meisten Ressorts gibt es 

keinen Grund für die vorgesehene zweite Phase der Prioritätenbildung. Die ein-

gegangenen Vorschläge sollten so behandelt werden, als wären sie über das 

Bremer Open-Data-Portal eingegangen. Dies ist auf Wunsch der Senatorin für 

Finanzen durch copy-and-paste bereits geschehen und soll möglichst zeitnahe 

auf verschiedenen Wegen bekannt gemacht werden. Die 20 Personen, die sich für 

eine Benachrichtigung über die zweite Phase der Konsultation registriert haben, 

werden darüber persönlich informiert. Soweit sie Vorschläge gemacht haben, 

können sie dann über das Ampelsymbol verfolgen, wie darauf reagiert wird. 

 

2. Keine generelle pro-aktive Veröffentlichungspflicht für Rohdaten -  

Das derzeitige individuelle Antragsverfahren ist ausreichend und soll 

als Regelverfahren für Open Data ausgebaut werden 

Die überschaubare Zahl an Vorschlägen für die Bereitstellung von Rohdaten 

dürfte in nächster Zukunft nicht nennenswert größer werden. Diese Menge von 

Wünschen kann man gut mit dem derzeitigen individuellen Anforderungsver-

fahren bearbeiten. Für eine darüber hinausgehende generelle Verpflichtung zur 

pro-aktiven Veröffentlichung von Rohdaten und eine entsprechende Erweite-

rung des BremIFG wie im Hamburger Transparenzgesetz liefert diese Konsulta-

tion nicht den geringsten Grund. 

Allerdings erscheint es aufgrund der bisherigen Erfahrungen der Senatorin für 

Finanzen mit der Weiterleitung der Anforderungen aus dem Open-Data-Portal 

an die Daten haltenden Stellen notwendig, dieses Verfahren in der noch zu no-

vellierenden Verordnung zum BremIFG zu etablieren und damit die Daten hal-

tenden Stellen stärker in die Pflicht zu nehmen. Falls diesem Vorschlag gefolgt 

wird und das Datenportal mit dem individuellen Antragsverfahren zur Haupt-

säule der Bremer Open Data Strategie wird, erscheinen u.a. eine leistungsfähige-

re technische Basis sowie eine Regelung für einheitliche Metadaten und Pro-

duktblätter geboten. 

 

3. Novellierung der Verordnung zum BremIFG 

Für das BremIFG ergibt sich vor diesem Hintergrund kein konkreter gesetzgebe-

rischer Handlungsbedarf. Die Vorschläge aus dem Gutachten zur Umsetzung 

der Veröffentlichungspflicht5, insbesondere zur Organisation der Redaktionsar-

beit und zur Berichtspflicht können ohne eine solche Erweiterung des Gegen-

standsbereiches nach der hier vertretenen Auffassung ohne Bedenken in der 

Verordnung geregelt werden, die seit der Novellierung des Gesetzes inhaltlich 

                                                      
5 http://www.ifib.de/publikationsdateien/ifib_IFG_Umsetzung.pdf 



überholt ist und ohnehin novelliert werden muss. Dies gilt auch für die in der 

Konsultation vorgeschlagenen zusätzlichen Dokumente, die unter die im Gesetz 

erwähnten „weiteren geeigneten Informationen“ fallen. 

 

4. Handlungsbedarf bei BremUIG und BremGeoZG 

Der größte aus den Ergebnissen dieser Konsultation resultierende politische 

Handlungsbedarf liegt nicht bei der Novellierung des BremIFG, sondern in ei-

nem Bereich, der durch andere vorrangige Gesetze, nämlich das BremUIG und 

das BremGeoZG geregelt ist. Die große Zahl an Vorschlägen zu Daten aus die-

sem Bereich lässt vermuten, dass die Bürgerinnen und Bürger und die Zivilge-

sellschaft mit dem derzeitigen Angebot nicht zufrieden sind. Dies kann an Män-

geln im Angebot selbst oder in einer nicht nutzungsfreundlichen Darbietung 

liegen. Daher sollten in einem ersten Schritt die eingegangenen Vorschläge von 

der Senatorin für Finanzen gemeinsam mit den Daten haltenden Stellen beim 

Senator für Umwelt, Bau und Verkehr gesichtet werden. Dabei sollte zum einen 

konkret geklärt werden, wie mit jedem einzelnen Vorschlag umgegangen wird, 

und zum anderen aber auch, ob aus den Vorschlägen allgemeine Konsequenzen 

für Verbesserungen zu ziehen sind. 

Bei dieser Gelegenheit sollte auch die schon lange von der Bürgerschaft geforder-

te und vom Senat in seiner Stellungnahme vom Juni 2012 angekündigte Harmo-

nisierung der verschiedenen Veröffentlichungspflichten in Angriff genommen 

werden. In diesem Zusammenhang kann auf die vom ifib erstellte Expertise zur 

Harmonisierung der Veröffentlichungspflichten vom Januar 2013 6  verwiesen 

werden und insbesondere auf die Empfehlung, die noch ausstehenden Rechts-

verordnungen zum BremUIG und BremGeoZG mit der zu novellierenden IFG 

Verordnung abzustimmen, u. a. im Hinblick auf einheitliche Regelungen zu 

Metadaten, Bereitstellungsformen, Registrierung und Gebühren.  

 

                                                      
6 http://www.ifib.de/publikationsdateien/Harmonisierungsbedarf_FHB-final.pdf 



 

 

 

 

 
  



 

 

 

 

 
  



 

 

 

 



 

 

 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,   
 
im Auftrag der Senatorin für Finanzen der Freien Hansestadt Bremen, Karoline Linnert, führt das 
Instititut für Informationsmanagement Bremen (ifib) seit heute eine Online-Konsultation über Priori-
täten bei der Bereitstellung Offener Daten durch die bremische Verwaltung durch. Damit soll das 
bisherige Angebot auf www.daten.bremen.de bedarfsgerecht ergänzt werden. 
 
Ziel und Inhalt der Konsultation 

Da die Bereitstellung von Daten im Internet zur Weiterverarbeitung durch Dritte mit erheblichem 
Aufwand für die Verwaltung verbunden ist, müssen Prioritäten gesetzt werden. Diese sollen sich 
daran orientieren, welcher Beitrag mit der Nutzung dieser Daten zu größerer Transparenz der Ver-
waltung geleistet werden kann.  
Dazu  würde die Verwaltung gerne wissen, wer mit welchen Daten wie und für wen zu mehr Trans-
parenz beitragen will. 
Wir möchten Se einladen, uns dies innerhalb der nächsten vier Wochen mitzuteilen.  
Dabei gehen wir davon aus, dass vor allem solche Daten in Frage kommen, die bisher schon von 
der Verwaltung in Berichten, Plänen und anderen Dokumenten verwendet werden und als Rohda-
ten eine Überprüfung  oder Gegenüberstellung mit anderen Daten erlauben. Daher knüpft die Kon-
sultation an bereits veröffentlichte Dokumente der Ressorts der Bremischen Verwaltung an. Selbst-
verständlich können Sie auch Ergänzungen vornehmen, falls Sie Dokumente oder Daten vermis-
sen, von denen Sie wissen bzw. vermuten, dass sie in der Bremischen Verwaltung vorhanden 
sind.  
 
Was  Sie tun können 

Diese erste Phase der Konsultation ist auf vier Wochen bis zum 6. April begrenzt. Eine Registrie-
rung ist nicht erforderlich. Klicken Sie einfach auf http://www.stateboard.de/opendata , browsen Sie 

http://www.daten.bremen.de/
http://hwww.stateboard.de/opendata


durch die Ressorts und Arbeitsgebiete ( = Themenfelder), schauen Sie sich die vorausgewählten 
Dokumente an und überlegen Sie, zu welchem Sie gerne Rohdaten hätten. Klicken Sie dann 
auf  "Daten vorschlagen" und beantworten die Fragen nach Ihren Nutzungsideen. Sie können sich 
(vorher) auch die  bereits eingegangenen Vorschläge anschauen.  
 
Wie es weiter geht 

Nach einer Prüfung der eingegangenen Vorschläge auf rechtliche Zulässigkeit und technische 
Machbarkeit durch die Verwaltung sollen in einer zweiten Phase dann Prioritäten in Form einer 
Abstimmung gebildet werden. Diese ist für die Zeit vom 28. April bis 18. Mai vorgesehen und wird 
eine Registrierung erfordern. Die Ergebnisse werden dann Ende Mai auf einer öffentlichen Veran-
staltung in Bremen vorgestellt. 
 
Sie erhalten diese Mail, weil wir aufgrund allgemein zugänglicher Informationen ein Interesse an 
Informationen der öffentlichen Verwaltung vermuten. Wenn Sie es wünschen, löschen wir Sie aus 
dem Verteiler für die Ankündigung der zweiten Phase.  
 
Je mehr Teilnehmer, um so besser 

Wir würden uns freuen, wenn Sie Ihnen bekannte Personen oder Institutionen auf diese Konsultati-
on hinweisen. Sie können dazu diese Mail weiterleiten oder auf den Webseiten der Konsultation 
das entsprechende Formular verwenden: 
 
http://www.stateboard.de/opendata/einladung.cfm?action=einladen 
 
Fragen und Anregungen zu diesem Projekt nehmen wir gerne entgegen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Herbert Kubicek 
 
 
 
Prof. Dr. Herbert Kubicek 
Institut für Informationsmanagement Bremen Gmbh (ifib) 
Am Fallturm 1 
D 28359 Bremen 
 
 
Phone ++ 49 (0) 421 218 56575 
Fax   ++ 49 (0) 421 218 56599 
 
E.Mail kubicek@ifib.de 
 
web: http://www.ifib.de 
 
Gerichtsstand: Amtsgericht Bremen, HRB 21271HB [bzw. 26806 HB] 

Geschäftsführer: Prof. Dr. Andreas Breiter,  
  
Aktuelles von ifib und ifib consult im Blog: www.ifib.de/blog 
Aktuelles aus ifib und ifib consult bei Twitter: @1f1b 
Unsere Tweets zu E-Government etc.: @egovzweinull 
Das ifib auf Facebook: http://www.facebook.com/ifibGmbH 
Das ifib auf Google+: www.ifib.de/google+ 
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Darunter befinden sich folgende neu vorgeschlagene Dokumente: 

 




